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Ein Ileusalsrggruß.
Mit dem NeujahrslagediesesJahres habenwir das

vierte Jahr begonnen, in welchemdieStaatsverwaltung
in Preußen ohne ein verfassungsmäßigzu Stande ge-
kommenes Staatshaushaltsgesetzgesuhrt wird, d. «h.,in
welchem die Regierung jede «Ausgabe,welche sie sur
nothwendig hält, auf ihre eigene Verantwortunghin
anordnet, indem sie durch kein verfassungsmfaßigz»u
Stande gekommenes Gesetzermächtigt«ist, ube»rdie

Gelder des Staates zu verfügenWir sind fest aber-

zeugt, daß es wenige Personen »im ganzen
preußischenStaate giebt, welche nicht tief von

dem Gefährlichen eines solchen Zustaiides durch-
drungen sind, denn die GrundlagejedersSicher--
,« s Staatswesens bildet allein die strenge
Fäsegieichkeiydie gewissenhafte Beobachtung
alter bestehenden Gesetze, mag man sie für gut
und heilsam halten oder nicht, und zwar muß
diese Beobachtung eine gleiche sein, sowohl
von unten nach oben, wie auch von oben nach
unten. Erkennt man aber das Bedenkliche,das ein
solcherZustandauf die Dauer mit sich bringenmuß,
indem er nicht »nurnachtheiligauf die Finanzverwaltung
des Staates einwirkenmuß, sondern indem er auch
lähmendauf die ganze Entwicklung der Gesetzgebung
eiiiwltkk,Updin allen einzelnen Zweigen der Verwal-
tung Schwierigkeitenbereitet, welcheschr oft erst nach
Jahrenfuhlbar werden, so wird man gewißden Wunsch
nicht unterdrücken können,daß einem solchen Zustande
sechsbald ein Ende gemachtwerde. Ueber die Art und

Walz-wie das geschehenkann, darüber hat das Volk

schonin zwei auf einander folgenden Wahlschlachten
seine Meinung kundgegeben, und wir glauben die
Stimme des Volkes richtig zu verstehen,wenn wir an-

nehmen, daß es seine Meinung in dieserBeziehungnicht
geänderthat. Es will die Rechte, welchedie beschworene
Verfassung ihm·gegebenhat, ungeändertundungeschmä-s
lett sichund seMeUKindern erhalten, ebenso wie es be-

·

reit ist, alle Pflichtenzuerfüllen,welchedie Verfassung
ihm auferlegt hat. Es hat niemals mit einem Worte

oder mit irgend einer anderen Kundgebung dahin ge-
s11«ebl,diese·Rechte,oder die Grenze, welche die Ver-
fassUUgfestsetzt,auszudehnen,und es hat niemals danach
getrachtet,die Rechte, welche·nacl)der Verfassung der

Regierungund dem Königezustehen,im allergeringsten
zu schmalskni z-Jedemdas Seine«, das- ist der Wahl-
spruch, den unsere Könige, und von ihnen das ganze
Volk angenommen hat, und das Volk ist so tief davon
durchdrungen, daß dieser Wahlipruchin Preußen stets
zur Geltung kommen wird, daß es nicht daran zweifelt,
daß ihm sein verfassungsmäßigesRecht erhalten werde.
Damit dies aber geschehe,damit nichteine kleine Partei,
welche rückwärts blickend, Zustände wieder herstellen
möchte,die sichlängstüberlebt haben, durchihre Rührig-
keit Macht gewinnt ihre Pläne durchzuführen,sniußdas
Volk nicht nur fort und fort, so oft es gesetzlichGelegenheit
dazu findet, seiner Meinuni Ausdruck geben, sondern es

muß,damit das Recht im Großenzu Anerkennungkomme,
auchstrengfesthaltenan dem Recht im Kleinen. Denn
das Recht ist ein nntrenubares Ganze, und wer das

Recht im Kleinen nicht wahrt, der wird auch sein Recht
in großenDingen nicht«geltend machen können.Des-

halb ist unser Gruß zum neuen Jahre an unsere Leser:
Haltet fest am Recht und am Gesetz, im Großen
wie im Kleinen, ein Jeder in seinem Kreisel

Was ein Staatsstreiih bedeutet.

Wir ersehenaus verschiedenenBlättern, welcheunter

dem Aushängeschild,das gar nicht angegriffene»König-
thum zu vertheidigen,dahin streben,mittelalterliche Zu-
ständewieder bei uns einzuführen,daß unsere Haupt-
reaktionäre nicht mehr auf den sogenanntenUmschwung
oder auf einen Gesinnungswechsehim Volke rechnen.
Sie haben erkannt, daß das preußischeVolk im Ganzen
und Großenniemals mehr nachWunschund Befehl der

Reaktion wählen wird, so lange das Gesetz und die

Regierung ihm uur noch ein BischeiiWahlfreiheitlassen.
In ihrer Angst und Noth möchtendaher etlichevon

ihnen zu einem letztenverzweifeltenMittel greifen. Bald

leiser, bald lauter, bald mit Schmeicheln,bald mit Bange-



welchenicht mehr und nicht weniger
Staatsstreichl

Was ist aber ein Staatsstreich? — Nun, es ist ein

Streich, wie das großeVorbild

unsererneumodischen
Reaktionäre,wie Louis Napoleon i n am 2. Dezember
1851 seinen Franzosen gespielt hat.

Die Franzosen hatten bekanntlichim Jahre 18»48.sich
eine republikanischeVerfassung»gegeben. Leichtsinniger
Weise aber wählten.sie fur»die ersten vier Jahre den

Neffen ihres großenUnterdiückers,des ersten Napoleon,
zum Präsidentenihrer«Republik. Freilich mußte der

Gewählte in der Nationalversammlungfolgenden Eid

leisten: »Ja Gegenwart Gottes und vor dem französischen
Volke schwöreich, der Republik treu zu bleiben und
alle Pflichtenzu erfüllen,welchemir die Verfassung
auferlegt.« Ja, er fügte noch ganz aus

FreienStücken hinzu: »Die Verfassung, die ich so e en be-

schworen «habe,chreibt mir meine Pflichten vor. Ich
werde sie als E renmann erfüllen. Jch werde Jeden,
der die Verfassung unseres Landes mit gesetz-
widrigen Mitteln ändern will, als einen Feind
des Vaterlandes betrachten.« Aber der ,,Ehrenmann«
dachte schon damals daran, trotz der Verfassung sich
für immer zum. Oberhaupte des französischenStaates
zu machen. Da das auf gesetzmäßigeWeise nicht
ging, so brach er seinen Eid. Mit Waffengewaltund
unter großemBlutvergießen,warf er am 2. Dezember
1851 die ganze Verfassung über den Haufen. Ein
Jahr später machte er sich dann zum erblichen Kaiser
der Franzosen. «

So hatte der angeblicheEhrenmann»mitbewaff-
neter Hand eine gewaltsaine Abanderung der

Verfassung bewirkt. Solche Handlung heißtin allen

Gesetzbüchernder Welt »Hochverrath«,und den Hoch-
verrätherbestraft der § 61 des preußischen Strafgesetz-
buches mit dem Tode. Jndeß unterscheidetder Hoch-.
verrath sich auf eine sehrmerkwürdigeWeisevon allen

übrigenVerbrechen Man kann ihn namlichnur dann

bestrafen, wenn er nicht gelingt. Gelin t er dagegen
irgend einem übermächtigenManne, so ge en die Schon-
färber bei allen Völkern ihm einen anderen Namen.
Sie nennen ihn, nach dem Muster der Franzosen,einen

bloßenStaatsstreich
Ein Staatsstreich ist also nichts Anderes, als ein

elungener Hochverrath Undeinen solchenStaats-

streichverlangen etlichegewissenloseMenschenjetzt auch
bei uns in Preußen. Sie verlangen ihn, indem sie
vergessen, daß eine preußische ·undpreußisch ge-
sinnte Regierung niemals darauf eingehenkann undwird.

Was wollen denn aber dieseStaatsstreichlereigentlich?
Nun, die Einen wollen das Abgeordnetenhausganz

und gar abschassenund in Preußen ein nochschlimmexes
Willtürregimenteinführen,als es jetzt in FkaUkkelch
besteht. Doch von diesen ganz tollen Menschenbrauchen
wir weiter nicht zu reden. Die Andern wollendas

Abgeordnetenhauszwar beibehalten, aber ·er «
sollen

nur solcheAbgeordnetenwählendürfen, wie die Re-

«

« «
"

aen woen. ) cum
kden en si»e,w rden ihre goldenen Tage kommen;denii

dann Juni-denlauter Gesetzegemacht werden, wie ie
sie wünschen,und wir würden so viel Abgaben ge-
zahlen mussen,als sie irgend verlangen.

Naturlichgehsrtdazu eine Abänderungdes Wahl-
gesetzesEine Aljanderungdes Wahl gesetzes ist aka
zugleicheine Abanderungder Verfassung Dgg ist
nicht blos unsere Meinung, sondern es ist die Ueber-
zeugung aller rechtsverständigen Männer im
Lande. Es ist eine Ueberzeugung,die u. A» ein sehr
eifriger Anhängerdes gegenwärtigenMinisteriums aus-
gesprochenhat,- ein Rechtsgelehrter,der in einem ehk
wichtigen Amte steht, nämlich der Oberstaatsanwalt
Adelung in Berlin· Herr Adelung nämlichhat am

12. März 1864 in einer öffentlichenSitzung des Staats-
gerichtshofesfolgende Worte gesprochen:»Das Wahl-

gesetzist ein intregrirender«, d. h. ein unnenn-
sarer und wesentlicher ,,Theil Unserer Ber-
fassung; wer dieses Gesetz angreift, der greit
die Verfassung selbst an.« Doch bedurfte es fiu
uns dieser Belehrung nicht; denn das, was der Ober-
staatsanwalt sagt, geht schonaus der gesundenVernunft
und aus den Worten der Verfassung selbst hervor.
Man darf nur die Artikel 69 bis 72, und dann die
Artikel 102, 107 und 115 nachlesen.
Jndeßnicht jedeAenderungdes Wahlgesetzesist ein

Staatsstreich. Denn es kann dieselbenach den
zuletztangeführtendrei Artikeln auch mit Zustimmungdes A -

geordnetenhauses, aleauf ganz VerfassungsmäßkgeWeise-
vor sich gehen. A er die Staatsstreichler wissen, daß
die

Aenderung
die sie wünschen,niemals die Zustim-

mung von A geordnetenhabenwird, die nach dem je t

geltendenGesetzegewähltsind. Darum verlangen e

eben eine Abänderung, u welcher die Zustimmungdes
Abgeordnetenhausesnichteingeholt-ist, also eine Ab-
änderung durch den bloßenMachtspruchder Regierung,
das heißt,eine

gewaltsameAenderungdes Wahlgesetzes.
Und der berliner Ober taatsanwalt sagt in seiner Rede
ganz klar,daßderjenige,welcher,,«einegewaltsame Aende-
rung des Wahlgesetzes,und somit der Verfassung«unter-

nimmt, sich damit des »Hochverrathes«schuldigmacht,
der nach § 61 des Strafgesetzbuches»mitdem Tode

bestraft werden« foll.
Auchmußman wissen,daßdie Gewalt, mit welcher

ein Staatsstreich durchgeführtwird, gerade nicht mit

Spitzkugelnoder mit Aexten und Brechftangen geübt zu
werden braucht. Gewalt, sagt Herr Adelung,braucht
gar keine ,,unmittelbare Thatgewalt«zu sein, sie wird

schon geübtdurch Erregung heftiger Furcht. Eben so
kann sie, nach den Bestimmungen unseres Strafgesetz-
buches und nach den Gesetzen des gesundenMenschen-
verstandes,auchgeübtwerden durchMißbrauchderjenien

Macht, welche der Staat seinen Beamten verlie en

") Wir haben hierbei einen Artikel der QstpkeußkfchenZeitung
km Auge, welche vor einiger Zeit die innekstm Wunsche ihkek

Platquin Bezug auf eine Abänderungdes Wohls-Diebesaus-

p a erte.
« -



« t da u mißbraucht, um

Zcxtin kgsgePftaasPuugsiTidrigesWahlgesetz

aufzubränqen, der macht sich des Hochverrathes
schuldig. Aber wie schongesagt,keinrichtigdenkender

Mensch hat eine »preus311cheRegierng in Verdacht,

daßsieauf die Wunscheder Staatsstreichlerhörenwerde.

EO ist nur schlimm,daß diese Leute sich noch immer
und überall als die wahren Freunde der gegenwärtigen
Regierung »undwohl gar als die wahren Patrioten

gebehrdendurfen.
Wir habenbisher dem Herrn Oberstaatsanwalt überall

Recht gegeben. Aber in Einem Punkte müssenwir ihm
doch,wenigstenstheilweise, widersprechen

Der Herr Oberstaatsanwalthat nämlichdie von uns

angeführteRede gegen den späterverstorbenenLas salle

gehalten. Er glaubte, daß dieser Mann im Stande
wäre, mit Hülfe der berliner Arbeiter eine gewaltsame
Abänderungdes gegenwärtigenWahlgesetzesoon der

Regierungzu erzwingen. Er sagtebei dieserGelegenheit
(wir geben einen möglichstwortgetrenen Auszug) zu
den Richtern etwa Folgendes: »Gewiß, wenn Ihnen
die friedlich festlichen Aufzüge der Ar»beiter»in
den Straßen dieser Stadt begegnet sind, wird

der Gedanke SiemitBesorgniß erfüllt haben:
wenn diese Massen, die jetzt in friedxichem
Zuge sich dahin bewegen, eutfesselt wurden,
wenn diese Cyklopen der modernen Zeit im

Besitze von Waffen, und seien dies nur die

Werkzeuge ihrer Arbeitsstätten, sich gegen
die

bestehende Ordnung erheben! — Ueberfä lt Sie
da nicht ein Schauer der Besorgniß? Gewiß,
wen-n die-se ungeheuren Kräfte organisirt sind, so
sind sie nmniderstehliche ·Streitkrafte.«
Gewiß die organisirten MassenunsererArbeiter

würden eine geradezuunwiderstehliche Streitkraft sein.
Aber die Regierung darf überzeugtsein, daß organi-
sirte Arbeitermassen sichniemals, weder in Berlin, noch
an irgend einem andern Orte, »gegen die bestehende
Ordnung«, daß sie niemals gegen die Herrschaftder

Gesetzeund der Verfassung sich erhebenwerden. Sie
werden niemals, wie die Staatsstreichler es thun, auf
eine ,,gewaltsame Aenderungdes Wahlgesetzesund so-
mit derVerfassung«hinarbeiten.Jm Gegeniheil,siewerden
in ihrer Treue für das Vaterland stets

’für
eine gesetzes-

und verfassungstreueRegierung nnd tets gegen die

Staatsstreichler austreten Denn diejenigen Arbeiter-,
welcheverständiggenug sind, um sichzu »organisiren«,
das heißt,zu einem einmüthigenHandeln sichmit ein-
ander -fest und sichervereinigen zu können,die haben
auch die Einsicht,daß der Umsturzder bestehenden,der
auf Gesesund Verfassung beruhenden, Ordnung im
Staate I Uen selbst und dem ganzen Volke nur zum
Verderben gereichenkann. Nur die fanatisirtenAnhänger
der rothenReaktion denken in ihrem gefährlichenLeicht-

snmenicht dafth dFIßdicht neben der Stelle, wo
le freventlich met Feuer spielen, ein vollgefülltes
Pulverfaßsteht.

Politische Wochenfcbau.

Preußen. Das wichtigste Ereigniß der vergangenen
Woche ist die am 31. Dezember v. J. erfolgte Einberufung
der Kammern. Die Vertreter des Volkes werden sich am

14. Januar in Berlin versammeln. Schwer ist die Aufgabe,
deren Lösungsie versuchen sollen, und es giebt so manchen,
der dieselbefür unmöglichhalten mag. Aber wir sind über-

zeugt, daß die Männer,welchendas Volk das Vertrauen ge-
schenkthat, seine heiligstenInteressen zu wahren, sich auch
mit Ernst und Eifer ihrer Aufgabe widmen werden, um auf
dem Boden der Verfassung den Konflikt zu lösen,welcher
seit drei Jahren schwer auf unserem Vaterlande lastet. Möge
es ihnen gelingen,möge der Umstand, daß die Einberufung
der Kaniuiern fast in der letzten Stunde des Jahres ge-
schehenist- ein Zeichen»sein, daß mit dem neuen Jahre end-

lich der verfassungsmäßigeZustand in der Verwaltung unse-
res Staates wiederhergestelltwird.

Die Hoffnungen, welchevielseitig an den Friedensfchluß
und die sich daran fchließendenFreudentage geknüpstworden

sind, daß nämlich eine allgemeine Amnestie erfoli en

werde, haben sich nichtverwirklicht; es ist zwar eine Lim-
iiestie erfolgt, aber sie ist nur zu Gunsten derjenigen erlassen-
worden,wel e den Feldng mitgemacht haben.
»DieVer)andlungen·,welchemit Frankreich wegen einiger

Abanderungefndes Handelsvertragesgeführt worden sind,

habenzu einem befriedigendenResultate geführt, und es

teht zu. erwarten, daß mit dem 1. Juli d. J. der ermäßigte
Tarif, mit dem eine neue Aera für unsern Handel und un-

sere Industrie beginnt, in’s Leben treten wird.

Die Verhandlungenmit Oestreichüber einen Handelsvers
trag sind im Gange, und wir hoffen,daßderselbe,ohne daß
Preußenauf ForderungenOestreichs,die der freien Entwicke-

lung des Zollvereins hinderlich fein können,eingeht,zu Ende
gefnhrt werdenwird. Mit der Schweiz sollen in kurzerZeit-
gleichfalls die Unterhandlungenüber den Abschlußeines Han-
delsvertrageserossnetwerden, und man darf hoffen, daß auch mit

Italienund mit Rußland über gleicheVerträgeverhandelt wer-

den wird. Als erste erfreulicheFolge der Annahmedes Frei-
handelssystemsvon Seiten des Zollvereins ist die Neigung
Bremens zu betrachten, in den Verein einzutreten; hoffen
wir, daßMecklenburg,Hamburg, Lübeck und die Elbherzogs
thumer sichrecht bald zu einem gleichenSchritt entschließen,

unlquoganz Deutschland wenigstens ein gemeinsamesBand
er )a .

Als Kandidat für das durch die Mandatsniederlegungdes

AbgeordnetenGerstein frei gewordene Mandat zur zweiten
Kammer wird in der Hagener Zeitung der Hüttenbesitzer
Hermann Kamp empfohlen. Jn Breslau hat in einer

Vorversanimlungder Wahlmänner der Ober-Bürgermeister
a. D. Ziegler, im Jahre 1848 Mitglied der preußischen
Nationalversammlung,die meistenStimmen erhalten« Wie
wir hören, wird derselbe ein Mandat annehmen. JU
Berlin hat eine vorläufigeVersammlun derWahlmänner
des IV. Wahlbezirksstattgefunden, Um si) Ubek eine ENG-
wahl für den Abgeordneten Temme zu besprechen. Es wur-

den die Herren Ober-Bürgermeistera. D. Ziegler, Stadt-
verordneter Dr. Straßmann und A essor Lasker, be-
kannt durch viele trefflichestaatsrechtli e Abhandlungen in
den ,,DeutschenJahrbüchern«,vorgeschlagen.Eine vorläu-

sige Entscheidung soll erst getroffen werden, wenn die Knndi-
daten den Wahlmännerngegenübersich über ihre Auffassung

lherbeinzelnenjetzt das Volk bewegendenFragen ausgesprochen
a en.



’""’7 ’-A:"""’
’"" i ",-L8«.L III ,L!!- sit-sc List-» . l Luc- u n 1ks1:»nc- ,1MW«1M1.s·-s-—. ».» » .-
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gericht die Verhandlung zweiter Instanz gegen den Abgeord-
neten Dr. Jacoby und den Redakteur Dr. Wackernagel
wegen der von dem ersteren im vorigen Winter vor seinen
Wahlern gehaltenenRede, die Majestätsbeleidiiungenund

foHstifgetherstößegegen das Strafgesetzbuchent)alten haben
so , a .

Der Minister des Innern hat auf die Bezchwerdeder

StadträtheDr. Hirsch und v. Facius zu Konigsberg,
welche von der dortigen Regierung im Disziplinarwegemit
einer Geldstrafe von 10 Thlrn. belegt waren, die Geldstrafe
niedergejchlagenund einen Verweis für genügenderachtet.
Die Beschwerdedes Stadlrath Weller ist dagegen nicht für
begründetgefunden»worden,und egen ihn die Geldstrafe
VVU 10 TI)!TU-»l’estat!l1tWdeM ZuBerlin ist der zum
Stadtrath gewahlte Stadtverordnete Halske (dem größeren
Leserkreiswohlbekannt als VJiiteigenthümerder durch die Aus-
fiihrungvieler Telegraphenleitungenbekannten Firma Sie m en s

u·ndH alske) nicht bestätigtworden; in Gutteutag hat
die Regierun zu Oppeln dem zum Bürgermeistergewähl-
ten GasthofsiesitzerKremp er die Bestätigungversagt-

Eine von dein ostpreußischenTribunal in König sberg
vor einigen Wochen getroffeneEntscheidung in einem Ehe-
scheidungsprozeßdürfte, da sie die bürgerlichenVerhältnisse
der Mitglieder der freien Gemeinde tief berührt, für viele

unserer Leser von großemJntere se fein, und theilen wir

daher kurz den Sachverhalt mit. Hm Jahre 1851 heirathete
ein jüdischerKaufmann eine christlicheDame, nachdem beide
Theile ihrenAustritt aus ihrer bisherigen respektivenReli-
gionsgemeinschafterklärt hatten, und ihre Ehe wurde regel-
recht in das Zivilstandsregistereingetragen. Darauf klagte
der Mann im Jahre 1863 auf Trennung dieser Ehe wegen
böslicherVerlalkmwund trotz des Antrags der Staatsan-

waltschaft auf i tigkeitserklärungwurde dieselbe vom Pro-

zeßrichterals beste.endangesehen und auf Trennung erkannt.
Die Staatsanwaltschaft appellirte, und nun erklärt das ost-
preußischeTribunal das Verfahren der ersten Jnstanz für
völligunrichtig und das Verlangen der Anklagebehördefür
durchaus gerechtfertigt— wenn nicht inzwischenkjenesUrtheil
schonrechtskräftiggeworden und ietzt die Nichtig eitserklärung
unstatthaft und unnütz wäre. Ohne diesen formellen Grund
rechtfertigt das Tribunal seine Entscheidung dadurch, daß es

ausführt: ein Jude bleibe trotz seiner Austrittserklärungaus

seiner Gemeinde immer noch Jude, sobald»ersichnicht einer
der christlichenKonfessionen anschließt,wahrend ein Christ,
respektive eine Christin durch den Austritt aus der Landes-
kirche nicht aufhöre,Christ oder Christin zu fein, mithin
habe das gesetzliche Verbot der Ehe unter den bei-
den in Rede stehenden Personen fortbestanden.
Die Verordnung vom 30. März 1847 — setzt das Ober-

gerichthinzu —- sprechenur vom Austritt aus der Kirche,
aber nicht aus der — Synagoge. — Gewiß eine merkwür-

dige Entscheidung!
Schleswig-Holft,cin«DaF zieue Jahr findet die Enchei-

zogthüinerzwar frei v»vmPamscheuJoch,aber die Frage,
wer der Herrscher des Ietzt fur Deutschlangewonnenen Lan-
des sein soll, ist noch immer ungelost. Und währendam

Neujahrstage 1864 nur ein Bewerber»,der Herzog Fried-
rich, vorhanden war, beschiendie Neuiahrssonne«1865neun

Bewerber, welche theils auf das ganze Land,»theils auf ein-

elne Stücke desselbenAnspruchmachen. Bis alle diese An-

sprüchegeprüftind, wird eine geraume Zeit vergehen, »und
es frägt sich, ob einer der jetzigenBewerber das-Endedieser
Prüfun erleben wird, da man bekanntlichin Deutschland»solche
Sachencsehrgründlichzu behandelnpflegt. Inzwischenerhalt sich

anze Land zu annektireu, fortwährend, und esonders in
Uien scheint man eine fast krankhafte Furcht vor einem sol-

chen Schritt zu haben. Jm Lande selbst ist man gern bereit,
Preußen jeden Vortheil einzuräumen,welchen dieser Staat
braucht,um seine Aufgabe, die Vormacht Deutschlandszu
isMiIU et’llllleU-aka trle dem denkt man nicht daran, sich
fur einen andern Fiirsten auszusprechen als für den, den die
Volksstinime wiederholt als den rechtmäßigenErben des Lan-
des bezeichnethat.

Mccklenburg. Die Auswanderun nimmt in diesem
Lande fortwährendzu, so das; jetztdjeRegierungauf Mittel
sinnt, derselben zu stenern. Sie versucht es dadurch,daß sie
die Zahl der Auswanderungsagenten vermindert, aber wie
sichvoraussehen läßt, ohne Erfolg. Die ländlichenArbeiter
in Mecklenburgwerden aufhören-.jenseit des Ozeans eine
neue Heimath zu suchen, sobald lie sicher sind, daß sie im

eigenen Lande von ihren Arbeitgebernkeine Prügel mehr be-
kommen.

Kur-liessen Es ist nichts Neues aus diesem Staat zu
melden. Die Berliner Kreuzzeitungerklart die Gerüchte, als
ob die preußischeRegierung sich in Unterhandlungenwe en«

Aenderiingder Zustände in Kurhesseneingelassen habe, Lsür
gänzlichunbegründet.

ansuu. Die Wiesbadener Polizei-Direktion hat einige
auswärtige Zeitungen, welche die Zustände in Nassau
in einer der dortigen Regierung nicht angenehmen Weise
dargestellt haben, verwarnt. Die Silielbank in Wies-
baden hat neuerdings wiederum ein Opfer gefordert. Wir

haben nicht gehört,daß die Polizei-Direktionoder die Regie-
rung zu Wiesbaden die Bankhalter oder die Croupiers des-

halb verwarnt hätten, « «
.

»

Württeuiberg Der Wiedereröffnungder württembergischen
Kammer ist ur großenFreude aller liberal Gesinnten im Lande
die Auszerkratfetzungder bis jetzt gültigenBundespreßgesetz--
gebungvorausgegangen. Die Kammer hat die von der Regierung
vorgeschlageneErhöhungdes Gehaltes der Schullelrer an-

genommen, jedoch den von der Regierung auf 350 ist» (200

F.1hlr.?tzl;estimmtenMindestgehalt auf 400 Fl. (228«X2Thlr.)
et e e .

.

gBayermDie Fortschrittsparteihat sicham Schluß des

vorigen Jahres dahin geeinigt, ein Wochenblattherauszu-
geben, durch welches sie das Volk über ihre Bestrebungen
aufklärenwill.

»

Oesterreirh. Das neue Jahr hat fzirdenKaiserstaatbe-

gonnen, wie das alte aufgehörthat, namlichmit drückender
Finanznotl. Das Desizit, welches die Regierungbei Vor-

lage des s

udgets angegebenhat, betrug30 MillionenGulden

(20 Millionen"Thaler), die Kommission des Reichsraths,
welcher die Vorlage zur Prüfung übergebenwurde, sah sich
die Sache etwas genauer an, prüfte alle einzelnen Zahlen
und fand ein Defizit in Höhe von unlefähr 77 Millionen
Gulden (etwa 51-—52 Millionen ThalezSo sieht·e«sIetzt
auf dem Papier aus, man glaubt aber-daß sichschtleiztlcham

Ende des Jahres zeigen wird, daß die Ausgabendie Ein-

nahmen um etwa 100 Millionenubersteigen. Alle einsichti-
gen Leute sehen nur

trog
einen Weg, um den Kaiserstaat

zu retten, nämlichgänzlie Aenderungdes jetzt herrschenden
Systems. Dazu wurde vor allem nothwendigselnk»dt,1i3Ple
Regierung ein gutes Einvernehmen mit dem Konigreiih
Italien anbahnt, wodurch große Ersparnisse mbglich
werden, und daß die Fesseln gebrochen werden,-die
durch das Konkordat der Volksbildung auferlegt

sinsdLetzteres, nämlichder durch die Aufhebung des Kon-
koriats

«

bedingte Bruch mit Rom würde der Regierungauch
Hierzu eine Beilage.



«

die Möglichkeitgeben, durch Einziehungder Klostergiiter»die
Finanzen des Staates wesentlichzu verbessern,und gleich-
zeitig große,bis jetztfast todt liegendeSchatzedem offentlichen
Leben zurückzugeben.

Frankreich. Die Neujahrsrede
.

· » »

friedlich, do erwartet man eigentlicheAufklarungen uber
die nächsten läne des Kaisers erst in der Rede zii finden,
Inst Welcher AnfangnächstenMonats der gesetzgebendeKörper
eWssnet Werden wird. Besonders gespannt ist man auf die

aItUng der Regierung dem Papste gegenüber-,da das ent-

schiedeneAuftreten DerfranzösischenBlätter gegen die neueste
Kundgebung des·papstlichenStuhles auf eine große Span.
mm zwischenbeiden Regierungendeutet.

stellten.Die Regierungdes jungen Königreichesthut
alles mögliche,Um die Finanzlage,welche bei der Neugestq1-
tung des Staates sehr in Verwirrung gerathen ist, zu ver-

bessern. Die Verminderung des Heeres »wirdunaiisgeseszt
fortgesetzt,und berechnet man die

Ersparnisfe,·we1chedadurch
gemacht werden, jährlichauf etwa 100 Millionen Franken
(etwa 26—27 Millionen Thaler). Die Verlegung der Re-

sidenzstadtdes Köni s von Italien nach Florenz soll noch
im Laufe dieses Ja)res erfolgen.

» » «

Jn Rom hat die päpstlicheRegierung
einen Schritt gethan,

welcher vielleichtin der Mitte des fun zehnten Jahrhunderts
zeitgemäßgewesenwäre, der jedochheut nichtnur wirkungslos
verläuft, sondern sogar sonst ergebeneAnhanrger

des Papstes
stutziggemacht und zum Nachdenkengebracht)c·it.Der Papst
hat nämlich ein Rundschrisiben an die katholischen Bischofe

erlag-few
in welchem er die Mehrzahl der Lehren, welche die

des Kaisers war sehr

Wi enschaftund die Entwickeliiiigsgeschichteder Völker im
Laue der Jahrhunderte festgestellthat, als Ketzereienund

Jrrlehren verdammt, sobald sie im geringstengegen die

Satzungen der katholischenKircheverstoßen.
RuszlancL Die Finanzen des Reiches sind in einer sehr

bedrängtenLa«e. Die neue LotteriesAnleihe von «hund·e«rt
Millionen Nu el ist war gedeckt,aber statt daß die Zeich-
nungen, wie man hofftemehr als das dreifacheder geforder-
ten Sumine betragen haben, sind nur hundertiindfunfzehn
Millionen gezeichnetworden. Wir würden, abgesehenvon
allem anderen, dieses Resultat »alsein höchsterfreulichesbe-

rüßen, wenn wir es als Beweisbetrachtendürfen,daß man

ii im Volke von dem Nachtheiligenund dem Unwirthschaft-
li en solcherLotteriesAnleihenUbekzeugkhflks »

Amerika. Jn Nordamerika werden die Sudstaatler aus

einer festen Stellung»nach der andern edrängt.Alle Berichte
stimmen darin überein,·daß der Widerstandder Sklavenhalter
nur noch ein VerzweiflungskampfIst- Hoffentlichbringen
uns die nächstenPosten i vn»d1eNachrichtenvon dem völ-

ligen Sieg des Nordens,der sur die Freiheitund die Eman-

zipation der Sklaven kampft.

» Ein Grundzu Nichtbestiitigungen.
«

Fast taglich konnen wir in den Zeitungen lesen, daß
diesemoder jenem zum Bürgermeister,Stadtrath oder städ-
tischenLehrerGewähltendie Bestätigungvon der Königlichen

egierung versagt worden sei. Der Minister des Innern
hat sichuber-die in dieserHinsicht leitenden Grundsätzein
offenster Weiseausgesprochen,als sich die Stadtbehörden
von Breslau uber die Nichtbestätigungdes zum unbesoldeten
Stadtrath gewähltenAbgeordnetenLaßwitzbeschwerten. Er

O O

erklärte denselbenausdrücklich:daß Einsicht in die städtischen
Verhältnisse,ein ehrenhafterCl)arakter,»allgemeiiie»Achtuug
bei der Bürgerschaftnochkeineswegsgenugten,um die Regie-
rung zur Bestätigungder zu GenieindeciniternGewähltenzu
bewegen. Dazu gehörenoch-außerdem,daß dieselben nicht
Mitgliederder Oppositionleisle , ,

Diese Erklärung des Ministers erinnert uns an einen

Vorfall aus dem Jahre 1856.
· · » ,

Damals wurde, wie heute,PreußenVIZUCIUUZIMUUstrFiFm
regiert«zu welchem die Mehrheit des Volkes in Opposition

stand. Das Ministerium Manteuffel-Raumer-Westhzaienhatte

denselben Grundsatz, welchen.der gegenjvakUSHMUUsterdes

Innern gegenüberden städtischenBehorden Breslansaus-
gesprochenhat, und wurden deshalb damals,«wie heute,·die

städtischenBehördendadurch oft in Verlegenheitgesetzt,Mit sle
vorher wußten, die Männer ihres Vertrauens wurdennie-

mals bestätigtwerden, andere zu wählenerlaubte ihnen aber

Ihr Gewissen nicht. . .

,
Jn dieser üblen Lage befand sich damals aucheine mar-

klfsheMittelstadt. Sie hatte für ihre Realschule einen
Direktor zu wählen. sAn tüchtigenBewerbern fehlte es keines-

wegs; aber mit ihrer politischenGesinnung war es ein böses
Dlngs Zu den begeisterten Verehrern des damaligen Mini-
sterinmsgehortekseinEinziger! Zwar gab es auch Bewerber
von dieserQualitatz indeß stand es übel mit ihrer Befähi-
gpng Tür das Amt. Vielleicht erklärt uns einmal die Pro-

vinzialsKorrespondetåzigelegentlich,woher es überhauptkommt-
daß die befahigten anner alle zur liberalen Partei gehören?Sollten nicht am Ende doch die Grundsätze derselben
dem Geiste unsres Volkes mehr entsprechen, als die Ansichten
der Reaktionäre,und dies die Ursachejener Erscheinungsein?

Nach langen Berathungen entschiedensichdie städtischen
Behörden doch für die Wahl des tüchtigstenund zugleich
liberalsten der Beiverber. Anfänglichschienes, als ob ihre
Tapferkeitbelohnt werden solle. Sie erfuhren durch den

Geivahltemdaßer aus dem Ministerium erfahren, seine Be-
statiguiig sei beschlossen. Sie waren deslalb nicht wenig
erstaunt»als nach eini er Zeit ihnen ein Piinisterialschreiben
zuging,

in welchem die Bestätigungdes Gewählten ohne
lngabe von Gründen versagt wurde.

» Jhre Enttäuschungwar natürlichgroß, noch größer aber
die jenes Schulmannes, der schon voller Hoffnun gewesen
war, endlicheinen feinenKenntnissenangemessenen irkungs-

eis zu erlan en. Er eilte zu seinem Bekannten auf das

Unterrichtsministeriumund machte ihm leblafte Vorwürfe,
daß er ihm diese vergeblicheHoffnunggema t habe. Dieser
bedauerte ihn sehr und versicherteihn, daß seineBestätigung
allerdings fest beschlossengewesen wäre, da habe dser
Minister von Raiimer unglücklicher Weise kurz
vor der Unterzeichnung der Bestätigungsurkund
ein Beiblatt der National-Zeitung in die Hand
bekommen. Jn diesem habe er- eine Anzeige jenes
Lehrers gefunden, in welchem er seinen Freunden
und Bekannten die erfolgte glücklicheEntbindung
seiner Frau von einem gefunden Knaben anzeigte-
Nachdem der Minister diese Anzeigegelesen, habe er cr-

klärt: »von der Bestätigung konne gar nicht die Rede

sein. Einen Mann, der die frohen Ereignisse seiner
Familie in der Nationnlzeitung anzeige, könne er nie-
mals bestätigen-«

Druck Und Verlag Von Franz Du ncker in Berlin. —- Verantwortlicher Redakteur und Herausgeber: Dr. G. Lewinsteinin Berlin.
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z«
Mit dem· Januar 1865 beginnt ein neues Abons

-·-"· nement auf die in Berlin im Verlage von Franz Duiicker HEF-
erscheinende

«

ZeitungVolks-
-.:.-

»
.

-;k.Organ fur Jedennann aus dein Volke.
Preis viertelsähilichbei allen Königl. Preuß. Post-
Anstalten 25 Sgr., bei allen außerpreußischen

"

Post-Anstalten 29 Sgr.
Treu dein Programme, welchessie am ersten Tage ihres

JssErscheinens aufgestellt, hat die Volks-Zeitungunbeirrt durch
z; die wechsean Herrschaftder Parteien Tag für Tag, Blatt für
Ez.Blatt gekämpft sur das Recht des Volkes, für die getreue -:E:-

Beobachtung der beschworenenVerfassung Sie hat das EEI
;Z:·Ziel des Staates in dem Wohle der Bürger desselben ges III
,Z.fanden, aber sie sucht die Erreichnng dieses Zieles nicht
::- durchden Einflußvoii oben her herbeizuführen,sondern sie

will dasVolkfähig machen, selbst an der dauernden Befesti-
,J.guug·.seiiiesRechtesund seines Wohlergehens u arbeiten.
-. En« diesem Sinne besprichtdas Blatt die politischen und die

;,«sozialen Fragen, in beiden hält sie an dem Grundsatz fest:
»z;»Helfdir selbstl« nnd die große Verbreitung, welche die «

Zeitung gefunden, liefert den besten Beweis, daß sie

damitg:J- die wahre Meinung des Volkes ausdrückt. So hat die
ITVolks-Zeitung gekämpftund in gleicher Weise wird sie den
J:;. Kampf fortsetzen für das Recht und das Wohl des preu- .:;;.
ßischen,die Einheit und Freiheit des deutschen Volkes.

J; Ankiiiidigiiiigeii aller Art finden durch die Volks-
Zeitung die weiteste Verbreitung und sei sie auch dazu an- .’.sZ.

·«

gelegentlichempfohlen. -««

MAX E:Ist -:-:E:-·-
·HI-.k.-.:.- .II-ZEI-.:.- .

..
.- IRS-.-

M BeigischeVolks -Zeitung U
Centralanzeiger für das industriereiche bergische Land.

Motto: Wahrheit, Recht, Gesetz-
Redakteur: Hermaiiii Laiigmanii.

Die Zeitung erscheint iii Wermelskirchen, im Mittelpunkt
1des bergischenLandes« wöchentlichdreimal in großemForinat
und schonsierAusstattiing zu dem Preise von 1874 Sgr. viertel-
’ährlich und bringt außer volkstbiimlichen Leitartikeln, ge-
rängter,aber klarer Uebersichtder Ta esbegebenheiten, einem

ausgewähltenFeuilleton, namentli auch alles auf das bergische
,Land Bezug habende Neue und Jnteressante. —- Durch ihre
sFrische der Darstellung und ihre Manigfalti kefiterwirbt

Tsichdie Zeitung immer mehr Freunde und eignet sichdieselbe,da

sie in allen Orten des bergischenLandes, in den Stadien, wie

«an dem Lande, allgemein gelesen wird, vorzugsweise zu An-
s eigen aller Art, die in dem genannten großenDistrikte Ver-

breitungsinden sollen. Die Garmondzeile wird zu nur 1 Sgr.
«

berechnet. Bei rößerenAufträgenwird Rabatt bewilligt.
Zu recht za lreichen, frühzeitigen»Neubestellungenauf die

s,BergischeVolks-Zeitung« und zu gefalliger Benutzung derselben
izu Jiiseraten ladet ergebenstein

sDie Haupt-Expedlth der «Vekgsschcn Volks-Leitung«
z in Weimelskirchen.

Einladung zum »Kbonnemeni
U lca f d

«

- Wittener Zeitung.
ninkeische zizcäiteix

Jn Berücksichtigng des iiberraschenden Emporbliihens, der

steten Zunahme des Handels und gewerblichenVerkehrs»uuseter
Stadt wird unser Blatt von jetzt- an unter obigem verandertem

.Titel und in vergrößert-einFormate erscheinen. —- Jn der
politischenTendenzwird keine·Aenderungeintreten, sondern die-

selbe.wird,wie b eher, in ruhiger und besonnener Weise auf den

fJIisolIsssJ
» « ung er eraung nne und iiu

Geiste desselben eri tet ein, owie es die liberale
Majorität des Lcszndecshversiangts und intelligente

Durch die immer uiiehmende Abonnenteniahl und durch die
Lage Wittens, als dem entralpunkt industriereicherStädte, finden
Jusertioiieii den zweckentsprechendstenErfolg.

Die »Wittener· Zeitung« kostet vierteljährlich15 Sauund wolle man etwaige Bestellungen bei der nächstenPvsttmstact
baldgefLmachen.

Witten a. d. Ruhr. Die Reduktion: Jof. Zillekens.
Der

«

Bürger- und Baucrnfreund
beginntmit dem ersten Januar 1865 seinen se"rt)ften-«Jkiizk«"«kn«

Er wird wie früher in Gumbiiinen bei Pr. Kraiisentl "-

hol-n unter Redaktion von Iohii Neitenbach-Plicken erscheid
ne»n

— Vg Bogen stark, fast immer mit Beilage —- und kostet
fnr das ganze Vierteljahr vier Silbergroschen sechs
Pfennige, wofür alle preußischenPost-AnstaltenBestellungen
darauf annehmen. Jeden Donnerstag wird er zur Post egeben,
kann also am Sonnabend in Händen des entferntesten Alb-sinken-
ten, selbst auf dem Lande, sein. j«J
»Wieim letzten Vierteljahr wird jede Nllmsnck ein M d

bringen, und bleibt es die Aufgabe .des·Blattes, oemokratls e

Ansichten in volksthümlichster Sprache zur Geltung szu
bringen,

als Pionier größeren freisinnigen Blättern den Boden
im solke zu bereiten·

Wir Herausgeber sind keine Geschäftsleute,wir haben daher
bei Herausgabe des Blattes nur allein den Zweck,das Volk-poli-
tiich zu belehren, und find zu jedem ferneren Opfer bereit, düran
also wohl mit Vertrauen das Volk anrufen, unser Unternehmen

durgVerbreitung des Blattes zu einein wahrhaft nützlichenzu
ma ,en.

»

Um die Größe der Aussagebestimmenzu können,wird.gebeteii,
die

BesiällåingeårechgzeitigspeiäcnngäigzenFglizxtäinternaufzugeben,
au au ein rne.

»
. nzNicihmmeraoft ««"tcszjtiuie,ä·nakl)geklperfertist-Iden«HEFTim Frstw

Jnserate finden die weitefte Verbreitun in ganz Deutschland

uiädipird
die gespalteneZeile oder deren aum mit 3 Sgr. be-

re ,ne.

Die Herausgehen
Büttlek -Marienhöhe.- —.’l-’h.iscziswukm . Pusperw

«

J. Reit- nbithPlickeinrix «
·

Abonneinents - Einladung
Beim Ablaufe des Quartals erlauben wir uns zum--Abonne-

ment auf das in Jnowraclaw Montags und Donnerstags ek-

scheinende
«

,,KnjawisiheWochenblatt«
(dritter Jahrgang)

für das folgende Quartal ergebenst einzuladen.
»

Durch erläuternde Artikel bei wichti en Tagesfragen, durch
iibersichtlicheZusammenstellungdir politischenNachrichten«der tota-
len und provinziellenAngelegenheiten,und durch ein unterhaltendes
Feuilleton, hoffen wir den Ansprüchen der eehrtenLesernach
jeder Richtung hin gerecht zu werden«

—

ichtiICreignissewerden wie bisher durch Extrabiäiter mitgetheilt. — te politische
Tendenz ist bekannt und bleibt unverändert.

»

Alle KöniglichenPostanftalteii nehmen zum vierteljährlichen
Abonnementepreise von 12 Sgr. 9 Pf. Bestellungeii an. («Erste-k
Nachtrag zum ZeitungssPreissCourant pro 1864.) —«—Jusekate
finden durch das »Kiijawifche Wochenblatt« die portheils
haftefie Verbreitung in hiesigerStadt wie m ganz Kusawiea,und
werden mit IIX4Sgr. für die dreigespaltene Korpuszeileberechnet.
WiederholungengrößererJnserate entsprechendenRabatt. — Ueber-

setzungenin polnischer Sprache graus-
Jnowraclaw, im Dezember 1864.

»

Die VerlagshandlzilUOHermanu EUS
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